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Uber die Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte 
bei der Bekämpfung der Handelskriminalität

Die Herausbildung einer wissenschaftlichen Leitungs­
tätigkeit der Gerichte ist gegenwärtig die Hauptfrage 
bei der weiteren Vervollkommnung der sozialistischen 
Rechtspflege1. Einen entscheidenden Beitrag dazu ha­
ben die Bezirksgerichte als die für die Anleitung der 
Rechtsprechung im Bezirk verantwortlichen Organe 
zu leisten.
In der letzten Zeit haben sich einige Bezirksgerichte, 
z. B. Rostock, Karl-Marx-Stadt, Dresden, Schwerin, 
Gera und das Stadtgericht von Groß-Berlin, in Plenar­
tagungen mit Problemen der Strafrechtsprechung auf 
dem Gebiet des Handels beschäftigt. Darin zeigt sich 
das richtige Bestreben der Bezirksgerichte, den Kreis­
gerichten Anleitung zur wirksamen Bekämpfung der 
Kriminalität auf einem wichtigen ökonomischen Gebiet 
zu geben.

Plenartagungen über die Bekämpfung und Verhütung 
der Handelskriminalität
Das Stadtgericht von Groß-Berlin und die Bezirksge­
richte Karl-Marx-Stadt, Rostock und Gera bereiteten 
ihre Plenen auf der Grundlage von Konzeptionen vor, 
die die Zielstellung der Tagung enthielten: nämlich die 
Arbeitsweise der Gerichte so zu verändern, daß sie 
wirksam zur Zurückdrängung der Kriminalität im 
Wirtschaftsbereich Handel beitragen. In den Plenarta­
gungen sollten die Aufgaben der Gerichte bei der Be­
kämpfung der Handelskriminalität, ihrer Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen festgelegt, die bisherige 
gerichtliche Tätigkeit analysiert und Maßnahmen zu 
ihrer Verbesserung beraten werden. Hierbei ging es 
vor allem um die umfassende Aufklärung der Straf­
taten, ihrer Ursachen und begünstigenden Bedingun­
gen sowie um die Beurteilung der Persönlichkeit des 
Angeklagten durch Einbeziehung der richtigen gesell­
schaftlichen Kräfte in das Verfahren, um die exakte 
rechtliche Beurteilung der Straftaten und die richtige 
Differenzierung bei der Bestrafung sowie um die Mo­
bilisierung der Gesellschaft zum Kampf gegen Ge­
setzesverletzungen im Handel.
Zu diesem Zweck wurden Analysen über Erschei­
nungsformen, Ursachen und begünstigende Bedingun­
gen der Kriminalität im Handel angefertigt und dabei 
Materialien der anderen Rechtspflegeorgane und der 
Handelsorgane hinzugezogen. Die Tätigkeit der Ge­
richte wurde durch Untersuchungen der Rechtspre­
chung mehrerer Gerichte an Ort und Stelle, durch 
Auswertung von Urteilen u. a. eingeschätzt. Ferner 
wurde festgelegt, daß die Direktoren bestimmter 
Kreisgerichte vor dem Plenum über ihre guten Erfah­
rungen berichten sollten.
Ein gutes Beispiel liefert das Plenum des Stadtge­
richts von Groß-Berlin, auf dem die Rechtsprechung 
der Senate kritisch eingeschätzt und ihre Verantwor­
tung für die Anleitung der Stadtbezirksgerichte auf 
ihrem Sachgebiet dargelegt wurde. Das Plenum orien­
tierte ferner auf die Zusammenarbeit der Strafkammern 
mit den Arbeits- und Zivilrechtskammern bzw. der 
entsprechenden Senate bei der Bekämpfung von Ge­
setzesverletzungen im Handel und verpflichtete das 

Präsidium, die Durchsetzung des im Ergebnis des Ple­
nums gefaßten Beschlusses regelmäßig zu kontrollie­
ren.
An einer exakten Festlegung des Zieles und Inhalts 
der Plenartagung über Handelskriminalität fehlte es
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dagegen beim Bezirksgericht Dresden. Das führte da­
zu, daß die Arbeit der Gerichte nicht gründlich analy­
siert wurde und im Mittelpunkt der Beratung die 
Mängel in der Leitungstätigkeit der Handelsorgane, 
nicht aber die der gerichtlichen Tätigkeit standen.
So wurden z. B. zu einer vor dem Kreisgericht Meißen 
verhandelten Strafsache, in der die Angeklagte freige­
sprochen worden war, ausführlich alle Mängel des 
Handelsorgans, insbesondere die widersprüchlichen 
Feststellungen zu den Inventurergebnissen, dargelegt. 
Dagegen wurde nicht erörtert, ob das Kreisgericht bei 
der Eröffnung dieses Verfahrens sorgfältig vorgegan­
gen war, warum es sich nicht mit den Ermittlungsor­
ganen wegen der schlechten Qualität der Ermittlungen 
auseinandergesetzt hatte, warum es keine Gerichts­
kritik an der gesetzwidrigen Arbeitsweise des Han­
delsorgans geübt hatte usw.
Die Plenartagung des Bezirksgerichts Dresden konnte 
deshalb nicht dazu beitragen, eine grundlegende Ver­
änderung in der Arbeitsweise der Kreisgerichte her­
beizuführen. Das Präsidium des Bezirksgerichts hat 
daraus Schlußfolgerungen gezogen und eine wei­
tere Plenartagung über die Durchsetzung des Prin­
zips der arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlich­
keit im Bereich des Handels sorgfältig vorbereitet.
An den Plenartagungen aller Bezirksgerichte nahmen 
Vertreter der entsprechenden Staats- und Wirtschafts­
organe des Bezirks sowie Mitarbeiter von Konsum- 
Verkaufsstellenaussschüssen und HO-Beiräten teil. Nur 
einige Bezirksgerichte haben sich jedoch vor dem Ple­
num mit diesen Organen beraten. Eine solche vor­
herige Beratung ist aber unerläßlich, weil die Sach­
kunde der Gerichte allein nicht ausreicht, um Pro­
bleme, die sowohl die Arbeit der Gerichte als auch die 
der Handelsorgane berühren, zu lösen. Das betrifft bei­
spielsweise die Frage, welches Kollektiv vom Gericht 
zur Einschätzung der Straftat, ihrer Ursachen und be­
günstigenden Bedingungen, zur Persönlichkeit des Tä­
ters und zu den Möglichkeiten seiner Umerziehung zu 
hören ist, welche Voraussetzungen von den Handelsor­
ganen geschaffen werden können, um die Bindung an 
den Arbeitsplatz oder die Bürgschaftsübernahme durch 
das Arbeitskollektiv des Angeklagten inhaltlich sinn­
voll zu gestalten, usw.
Mitglieder der Ständigen Kommissionen Handel und 
Versorgung der Bezirkstage sind bisher nur in Ro­
stock und Gera zu den Plenartagungen eingeladen 
worden. Die Bezirksgerichte weisen die Kreisgerichte 
zwar stets auf die Zusammenarbeit mit diesen Kom­
missionen hin, nutzen aber nicht die Möglichkeit, am 
konkreten Beispiel zu demonstrieren, wie dadurch die 
Ergebnisse der Plenartagung in die Tätigkeit der 
Volksvertretungen einfließen können.

Zusammenarbeit mit den örtlichen Volksvertretungen 
und ihren Organen
In allen Bezirken sind nach den Plenartagungen Fort­
schritte in der Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Volksvertretungen sowie mit anderen Staats- und 
Wirtschaftsorganen erzielt worden. Hervorzuheben 
ist die enge Verbindung des Bezirksgerichts Rostock 
mit den örtlichen Organen.
So hat der Direktor des Bezirksgerichts in seiner Be­
richterstattung vor dem Bezirkstag u. a. Ergebnisse 
aus der Plenartagung über die Überwindung der Kri-

677


